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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1168/2013 DER KOMMISSION 

vom 7. November 2013 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben [Sal de Tavira/Flor de Sal de Tavira (g.U.)] 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 über 
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Portugals auf Eintragung der Bezeichnung 
„Sal de Tavira“/„Flor de Sal de Tavira“ wurde gemäß Ar­
tikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union ( 2 ) ver­
öffentlicht. 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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( 1 ) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1. 
( 2 ) ABl. C 132 vom 9.5.2013, S. 22.



ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I AEU-Vertrag: 

Klasse 1.8: Andere unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse (Gewürze usw.) 

PORTUGAL 

Sal de Tavira/Flor de Sal de Tavira (g.U.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1169/2013 DER KOMMISSION 

vom 7. November 2013 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben [Maçã Riscadinha de Palmela (g.U.)] 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 über 
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Portugals auf Eintragung der Bezeichnung 
„Maçã Riscadinha de Palmela“ wurde gemäß Artikel 50 
Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union ( 2 ) ver­
öffentlicht. 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte die Bezeichnung „Maçã Riscadinha de Palmela“ ein­
getragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission

DE 20.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 310/3 

( 1 ) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1. 
( 2 ) ABl. C 85 vom 23.3.2013, S. 16.



ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I AEU-Vertrag: 

Klasse 1.6 Obst, Gemüse und Getreide, unverarbeitet und verarbeitet 

PORTUGAL 

Maçã Riscadinha de Palmela (g.U.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1170/2013 DER KOMMISSION 

vom 7. November 2013 

zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der 
geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen 

Bezeichnung [Jihočeská Zlatá Niva (g.g.A.)] 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 über 
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 ist die Verord­
nung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 20. März 2006 
zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungs­
bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 2 ) 
aufgehoben und ersetzt worden. 

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 510/2006 hat die Kommission den Antrag der 
Tschechischen Republik auf Genehmigung einer 
Änderung der Spezifikation der geschützten geogra­

fischen Angabe „Jihočeská Zlatá Niva“ geprüft, die mit 
der Verordnung (EG) Nr. 32/2010 der Kommission ( 3 ) 
eingetragen worden ist. 

(3) Da es sich nicht um eine geringfügige Änderung handelt, 
hat die Kommission den Änderungsantrag gemäß Arti­
kel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union ( 4 ) veröffentlicht. Bei der 
Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 7 der ge­
nannten Verordnung eingegangen; daher sollte die Ände­
rung der Spezifikation genehmigt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Ände­
rung der Spezifikation für die im Anhang dieser Verordnung 
genannte Bezeichnung wird genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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( 1 ) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12. 

( 3 ) ABl. L 10 vom 15.1.2010, S. 7. 
( 4 ) ABl. C 377 vom 7.12.2012, S. 19.



ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I AEU-Vertrag: 

Klasse 1.3: Käse 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Jihočeská Zlatá Niva (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1171/2013 DER KOMMISSION 

vom 7. November 2013 

zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der 
geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen 

Bezeichnung [Jihočeská Niva (g.g.A.)] 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 über 
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verord­
nung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den An­
trag der Tschechischen Republik auf Genehmigung einer 
Änderung der Spezifikation der geschützten geogra­
fischen Angabe „Jihočeská Niva“ geprüft, die mit der Ver­
ordnung (EG) Nr. 24/2010 der Kommission ( 2 ) eingetra­
gen wurde. 

(2) Da es sich nicht um eine geringfügige Änderung im 
Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag 
auf Änderung gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a 
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 3 ) veröffentlicht. 

(3) Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 51 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen; 
daher sollte die Änderung der Spezifikation genehmigt 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Ände­
rung der Spezifikation für die im Anhang dieser Verordnung 
genannte Bezeichnung wird genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission

DE 20.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 310/7 
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( 2 ) ABl. L 9 vom 14.1.2010, S. 1. ( 3 ) ABl. C 33 vom 5.2.2013, S. 5.



ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I AEU-Vertrag: 

Klasse 1.3: Käse 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Jihočeská Niva (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1172/2013 DER KOMMISSION 

vom 18. November 2013 

zur Genehmigung einer geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der geschützten 
Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Bezeichnung 

(Kiwi de l’Adour (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 über 
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verord­
nung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den An­
trag Frankreichs auf Genehmigung einer Änderung der 
Spezifikation der geschützten geografischen Angabe 
„Kiwi de l’Adour“ geprüft, die mit der Verordnung (EG) 
Nr. 419/2009 der Kommission ( 2 ) eingetragen worden 
ist. 

(2) Zweck des Antrags ist eine Änderung der Spezifikation, 
mit der das Düngeverfahren für Setzlinge präzisiert wird. 

Diese Änderung hatte keine Änderung der veröffentlich­
ten Zusammenfassung ( 3 ) zur Folge. 

(3) Die Kommission hat die Änderung geprüft und hält sie 
für gerechtfertigt. Da es sich um eine geringfügige Än­
derung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 3 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 handelt, kann die 
Kommission sie genehmigen, ohne auf das Verfahren 
nach den Artikeln 50, 51 und 52 derselben Verordnung 
zurückzugreifen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Spezifikation der geschützten geografischen Angabe „Kiwi 
de l’Adour“ wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geän­
dert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission

DE 20.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 310/9 
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ANHANG 

In der Spezifikation für das Erzeugnis mit der geschützten geografischen Angabe „Kiwi de l’Adour“ wird folgende 
Änderung genehmigt: 

Herstellungsverfahren 

Statt „L’apport d’azote (sous forme d’engrais soluble) ne doit pas excéder 6 kg par tonne de fruits produits, soit un apport 
d’azote par hectare limité à 200 unités d’azote et pour les vergers exceptionnels cités précédemment, à 250 unités d’azote“ 
[Die Stickstoffzufuhr (in Form von löslichem Dünger) darf 6 kg pro Tonne Früchte nicht überschreiten, d. h. sie ist auf 
200 Einheiten Stickstoff pro Hektar bzw. für die erwähnten Ausnahmeplantagen auf 250 Einheiten Stickstoff pro Hektar 
limitiert] muss es heißen „L’apport d’azote (sous forme d’engrais soluble) ne doit pas excéder 70 unités d’azote par hectare 
et par an (nécessaires au développement de la plante) plus 4 unités par tonne de fruits produits par hectare et par an, dans 
la limite de 250 unités d’azote par hectare et par an“ [Die Stickstoffzufuhr (in Form von löslichem Dünger) darf 70 
Einheiten Stickstoff pro Hektar und Jahr (die für die Entwicklung der Pflanze erforderlich sind) plus 4 Einheiten pro Tonne 
Früchte pro Hektar und Jahr nicht überschreiten und ist auf 250 Einheiten Stickstoff pro Hektar und Jahr limitiert]. 

Die Änderung betrifft die Anpassung des Düngeverfahrens für Setzlinge von Kiwi de l’Adour an die Bedürfnisse der 
Setzlinge und die Bedürfnisse der Früchte. Damit der Erzeuger bei der Düngung der Setzlinge über mehr Flexibilität 
verfügt und sich insbesondere nach den Witterungsverhältnissen richten kann, berücksichtigt die vorgenommene Ände­
rung verstärkt die Aufteilung der Stickstoffzufuhr. 

Hinweis auf die Veröffentlichung der konsolidierten Spezifikation: http://agriculture.gouv.fr/IMG/pdf/20130206_cdc_ 
kiwideladour_bo_cle8134b7.pdf
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1173/2013 DER KOMMISSION 

vom 19. November 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 19. November 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 52,3 
MA 40,4 
MK 47,7 
TR 116,2 
ZZ 64,2 

0707 00 05 AL 45,1 
MK 57,9 
TR 101,0 
ZZ 68,0 

0709 93 10 MA 91,5 
TR 138,1 
ZZ 114,8 

0805 20 10 MA 117,0 
ZA 87,2 
ZZ 102,1 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

IL 78,7 
TR 57,6 
UY 56,3 
ZZ 64,2 

0805 50 10 TR 75,9 
ZZ 75,9 

0806 10 10 BR 246,5 
LB 252,2 
PE 275,2 
TR 167,6 
US 362,2 
ZZ 260,7 

0808 10 80 BA 54,0 
BR 93,9 
CL 102,3 
MK 36,9 
NZ 93,9 
US 184,9 
ZA 200,8 
ZZ 109,5 

0808 30 90 CN 57,5 
TR 116,3 
ZZ 86,9 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2013/668/GASP DES RATES 

vom 18. November 2013 

zur Unterstützung der Maßnahmen der Weltgesundheitsorganisation auf dem Gebiet der 
biologischen Sicherheit im Rahmen der Strategie der Europäischen Union gegen die Verbreitung 

von Massenvernichtungswaffen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 26 Absatz 2 und Artikel 31 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Rat hat am 12. Dezember 2003 die 
Strategie der Europäischen Union gegen die Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen (im Folgenden „EU-Stra­
tegie“) angenommen, in deren Kapitel III eine Reihe von 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Verbreitung solcher 
Waffen aufgeführt ist. 

(2) Die Union setzt diese EU-Strategie aktiv um und führt die 
in deren Kapitel III aufgeführten Maßnahmen durch, ins­
besondere die Maßnahmen zur Verstärkung, Umsetzung 
und Universalisierung des Übereinkommens über das 
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bak­
teriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen 
sowie über die Vernichtung solcher Waffen (BWÜ). 

(3) Auf der Sechsten (2006) und Siebten (2011) Konferenz 
zur Überprüfung des BWÜ hat sich die Union dafür 
eingesetzt, dass alle Vertragsstaaten die Bestimmungen 
des Übereinkommens uneingeschränkt einhalten und 
ihre nationalen Umsetzungsmaßnahmen, einschließlich 
der strafrechtlichen Vorschriften und der Kontrolle über 
pathogene Mikroorganismen und Toxine im Rahmen des 
BWÜ, erforderlichenfalls verstärken. 

(4) Am 14. April 2008 hat der Rat die Gemeinsame Aktion 
2008/307/GASP ( 1 ) angenommen. Diese Gemeinsame 
Aktion ist bis zum 31. Dezember 2011 von der Welt­
gesundheitsorganisation (im Folgenden „WHO“) erfolg­
reich umgesetzt worden. 

(5) Zur Verstärkung der EU-Strategie hat der Rat am 11. De­
zember 2008 neue Handlungslinien angenommen. Ab­
schnitt IV der EU-Strategie, erklärt, dass die Union ein 
abgestimmtes und ergänzendes Konzept im Hinblick auf 

Probleme der Biosicherheit, durch das ein optimales Ma­
nagement der Bedrohungen und Risiken im Bereich der 
Biosicherheit sichergestellt werden kann, unterstützt. 

(6) Der Rat hat am 18. Juli 2011 den Beschluss 
2011/429/GASP ( 2 ) angenommen, in dem die Union, er­
klärt, dass sie sich für die Ausarbeitung nationaler Regel­
werke, insbesondere auf dem Gebiet der biologischen 
Sicherheit, einsetzt. 

(7) Auf der Siebten Überprüfungskonferenz bekräftigten die 
Vertragsstaaten ihre Zusage, die erforderlichen Maßnah­
men gemäß den Artikeln I, III und IV des BWÜ zu 
ergreifen, um die Sicherheit mikrobieller oder sonstiger 
biologischer Agenzien und Toxine in Laboratorien und 
anderen Einrichtungen sowie während ihres Transports 
sicherzustellen und den Zugang Unbefugter zu solchen 
Agenzien und Toxinen und deren unbefugte Abzweigung 
zu verhindern. An die Vertragsstaaten, die bereits über 
einschlägige Erfahrungen im Zusammenhang mit Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Umsetzung des 
BWÜ verfügen, wurde nachdrücklich appelliert, anderen 
Vertragsstaaten auf Anfrage Hilfe zu leisten. Auf der Kon­
ferenz wurde für solche Hilfsangebote auf regionaler 
Ebene geworben. 

(8) Zudem wurde auf der Siebten Überprüfungskonferenz 
mit Blick auf Artikel VII des BWÜ darauf hingewiesen, 
dass die nationalen Vorsorgemaßnahmen der Vertrags­
staaten einen Beitrag leisten zur Stärkung der internatio­
nalen Fähigkeiten, bei Krankheitsausbrüchen zu reagieren, 
Untersuchungen durchzuführen und die Folgen abzumil­
dern, auch wenn der Einsatz biologischer Waffen oder 
von Toxinwaffen als Ursache vermutet wird. 

(9) Auf der Siebten Überprüfungskonferenz wurden die Ver­
tragsstaaten darüber hinaus im Hinblick auf Artikel X des 
BWÜ aufgefordert, die bestehenden internationalen Orga­
nisationen und Netze, insbesondere die WHO, die Ernäh­
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (FAO), das Internationale Tierseuchenamt (OIE) 
und das Internationale Pflanzenschutzübereinkommen 
(IPPC), weiter zu stärken.
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( 1 ) Gemeinsame Aktion 2008/307/GASP des Rates vom 14. April 2008 
zur Unterstützung der Maßnahmen der Weltgesundheitsorganisation 
auf dem Gebiet der biologischen Sicherheit im Rahmen der Strategie 
der Europäischen Union gegen die Verbreitung von Massenvernich­
tungswaffen (ABl. L 106 vom 16.4.2008, S. 17). 

( 2 ) Beschluss 2011/429/GASP des Rates vom 18. Juli 2011 zum Stand­
punkt der Europäischen Union zur Siebten Konferenz zur Überprü­
fung des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Her­
stellung und Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und 
von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen (BWÜ) 
(ABl. L 188 vom 19.7.2011, S. 42).



(10) Am 15. Juni 2007 sind die Internationalen Gesundheits­
vorschriften (im Folgenden „IGV“) in Kraft getreten. Sie 
betreffen die Ausbreitung von Infektionskrankheiten 
gleich welchen Ursprungs und enthalten Regeln für ihre 
Bekämpfung und die Reaktion beim Ausbruch solcher 
Krankheiten, wobei die WHO-Mitgliedstaaten gehalten 
sind, Kernkapazitäten im Bereich der Laboratorien und 
der Überwachung im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
gegen Infektionskrankheiten aufzubauen, um die IGV 
umsetzen zu können. Das WHO-Sekretariat hat die Auf­
gabe, die WHO-Mitgliedstaaten über den WHO-Sitz und 
die Regionalbüros bei der Umsetzung ihrer nationalen 
IGV-Pläne zu unterstützen. Das Managementprogramm 
der WHO zur Verringerung biologischer Risiken bietet 
Orientierungshilfen für die Funktionsweise von Laborato­
rien in Form von normativen Regeln, Workshops und 
Fortbildungsveranstaltungen über Praktiken der biologi­
schen Sicherheit, die Laborsicherheit und Verhaltenskodi­
ces für eine verantwortungsvolle Forschung auf dem Ge­
biet der Biowissenschaften. Es wirkt ferner an der Aus­
arbeitung von Leitlinien der Vereinten Nationen über den 
Transport infektiöser Stoffe mit. Im Rahmen der IGV fällt 
den öffentlichen Gesundheitslabors eine wichtige Rolle 
bei der Bekämpfung biologischer, chemischer, radiologi­
scher und nuklearer Bedrohungen zu. Die Definitionen 
für biologische Sicherheit und Laborsicherheit sind in den 
WHO-Veröffentlichungen „Laboratory Bio-safety Manual“, 
3. Ausgabe (2004), und „Bio-risk management: Labora­
tory bio-security guidance“ (2006) enthalten. 

(11) Die WHO ist die einzige durchführende Stelle, die über 
den Sachverstand, das profunde Wissen, das Personal, die 
Struktur und die Ressourcen verfügt, um die in diesem 
Ratsbeschluss vorgesehenen Projekte und Maßnahmen 
durchführen zu können. 

(12) Die Kommission wird mit der Beaufsichtigung der ord­
nungsgemäßen Verwendung des finanziellen Beitrags der 
Union beauftragt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Im Hinblick auf die sofortige praktische Anwendung der 
einschlägigen Bestandteile der EU-Strategie leistet die Union ei­
nen Beitrag zur Umsetzung der von den Vertragsparteien auf 
der Siebten BWÜ-Überprüfungskonferenz gefassten Beschlüsse, 
wobei sie folgende Ziele verfolgt: 

— Gewährleistung der Sicherheit mikrobieller oder sonstiger 
biologischer Agenzien und Toxine in Laboratorien und an­
deren Einrichtungen, einschließlich gegebenenfalls während 
des Transports, um den Zugang Unbefugter zu solchen 
Agenzien und Toxinen und deren unbefugte Abzweigung 
zu verhindern; 

— Förderung von Verfahren zur Eindämmung biologischer Ri­
siken einschließlich der Förderung der Aufklärung über bio­
logische Sicherheit und Bioethik sowie Vorkehrungen gegen 

den absichtlichen Missbrauch biologischer Agenzien und 
Toxine im Wege der internationalen Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet. 

(2) Die Projekte, die Maßnahmen der EU-Strategie entspre­
chen, haben Folgendes zum Ziel: 

— Förderung des Managements biologischer Risiken in Labora­
torien durch nationale und regionale Maßnahmen im Be­
reich des „Outreach“; 

— Entwicklung von nationalen Strategien für das Management 
biologischer Risiken in Laboratorien, um biologische Risiken 
abzuwehren (ein Demonstrationsmodell für Staaten). 

Eine ausführliche Beschreibung dieser Projekte ist im Anhang 
enthalten. 

Artikel 2 

(1) Für die Durchführung dieses Beschlusses ist der Hohe 
Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Fol­
genden „Hoher Vertreter“) zuständig. 

(2) Die technische Durchführung der in Artikel 1 genannten 
Maßnahmen wird der WHO übertragen. Sie nimmt ihre Auf­
gabe unter der Verantwortung des Hohen Vertreters wahr. Hier­
für trifft der Hohe Vertreter die notwendigen Vereinbarungen 
mit der WHO. 

Artikel 3 

(1) Der finanzielle Bezugsrahmen für die Durchführung der 
in Artikel 1 Absatz 2 genannten Projekte beträgt 
1 727 000 EUR. 

(2) Die mit dem Betrag nach Absatz 1 finanzierten Ausgaben 
werden entsprechend den für den Gesamthaushaltsplan der 
Union geltenden Verfahren und Vorschriften verwaltet. 

(3) Die Kommission beaufsichtigt die ordnungsgemäße Ver­
waltung der in Absatz 1 genannten Ausgaben. Sie schließt zu 
diesem Zweck ein Finanzierungsabkommen mit der WHO. In 
diesem Finanzierungsabkommen wird festgehalten, dass die 
WHO für die Erkennbarkeit des Unionsbeitrags entsprechend 
seinem Umfang Sorge trägt. 

(4) Die Kommission bemüht sich, das in Absatz 3 genannte 
Finanzierungsabkommen so bald wie möglich nach Inkrafttreten 
dieses Beschlusses zu schließen. Sie unterrichtet den Rat über 
alle dabei auftretenden Schwierigkeiten und teilt ihm den Tag 
des Abschlusses des Finanzierungsabkommens mit. 

Artikel 4 

Der Hohe Vertreter unterrichtet den Rat auf der Grundlage 
regelmäßiger Berichte der WHO über die Durchführung dieses 
Beschlusses. Diese Berichte bilden die Grundlage für die Bewer­
tung durch den Rat. Die Kommission stellt Informationen über 
die finanziellen Aspekte der in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Projekte bereit.
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Artikel 5 

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

(2) Die Geltungsdauer des Beschlusses endet 24 Monate nach Abschluss des in Artikel 3 Absatz 3 
genannten Finanzierungsabkommens. Sie endet jedoch sechs Monate nach der Annahme des Beschlusses, 
falls das Finanzierungsabkommen nicht bis zu diesem Zeitpunkt geschlossen worden ist. 

Geschehen zu Brüssel am 18. November 2013. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG 

1. Allgemeiner Rahmen 

Allgemeines Ziel dieses Ratsbeschlusses ist es, durch die nachstehend aufgeführten Projekte die Umsetzung der 
Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und anderer damit verbundener Resolutionen, 
des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer (biologischer) 
Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen über das Verbot von biologischen 
Waffen und Toxinwaffen (BWÜ) sowie der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IHR) durch die Vertragsstaaten 
zu fördern, insbesondere jener Aspekte, die sich auf die Sicherheit biologischer Agenzien und Toxine in Labora­
torien und anderen Einrichtungen beziehen, einschließlich während des Zeitraums der Beförderung von einem Ort 
zu einem anderen, um die natürliche, unfallbedingte oder vorsätzliche Freisetzung von biologischem Material zu 
verhindern und Infektionen besser zu bekämpfen. Der Beschluss soll ferner zur Aufklärung über Bio-Risikomana­
gementansätze beitragen und ihre Umsetzung unterstützen, wissensbasierte und risikobezogene Kontrollen gewähr­
leisten, den Austausch vorbildlicher Laborpraktiken fördern und die Länder beim Aufbau der geforderten Kern­
kapazitäten bei Labordienstleistungen im Hinblick auf prioritäre Gesundheitsbedrohungen im Sinne des IHR 
unterstützen. 

2. Spezifische projektgestützte Ziele 

In den letzten Jahren ist der Ausdruck „biologische Sicherheit“ immer häufiger mit dem Ausdruck „biologisches 
Containment“ in Verbindung gebracht worden, wobei die Zahl der Hochsicherheitslaboratorien weltweit stark 
zugenommen hat. Durch die schwerpunktmäßige Ausrichtung auf den Bau technisch hoch entwickelter Einrich­
tungen sind oft viele andere kritische Elemente eines umfassenden Programms für das Management biologischer 
Risiken unterbewertet worden, einschließlich der Sicherheit, des Personals und der Kompetenz, der guten mikro­
biologischen Technik, der Untersuchung von Unfällen und Zwischenfällen und der Wartung der Geräte. Zudem hat 
die schwerpunktmäßige Ausrichtung auf bestimmte Einrichtungen auf nationaler Ebene möglicherweise dazu 
geführt, dass viele andere, konventionell orientierte Laboratorien vernachlässigt worden sind, die ebenfalls von 
der Umsetzung eines umfassenden Systems für das Management biologischer Risiken und von der Bereitstellung 
wichtiger Ausrüstung und Materialien, die eine sichere Bedienung unterstützen, profitieren könnten. 

Es bedarf einer Sensibilisierung und eines besseren Verständnisses im Hinblick auf die in Laboratorien auftretenden 
Risiken und Strategien zu ihrer Abwehr sowie Rechts- und Verwaltungsvorschriften und geeigneter Leitlinien. Es 
wird empfohlen, die Einrichtungen zu verbessern und die unerlässliche Ausstattung und Schulung des Personals auf 
allen Ebenen sicherzustellen, damit ein angemessenes und sorgfältiges Management biologischer Risiken in Labo­
ratorien gewährleistet wird. 

Aufbauend auf den mit der Gemeinsamen Aktion 2008/307/GASP eingeleiteten Bemühungen zur Unterstützung 
von Maßnahmen der WHO auf dem Gebiet der biologischen Sicherheit sollen mit diesem Beschluss einige der 
obengenannten Schwachpunkte angegangen werden. 

Es werden die beiden folgenden Projekte vorgeschlagen, wobei der Schwerpunkt auf ausgewählten Ländern oder 
Subregionen liegt: 

2.1. Projekt 1: Förderung des Managements biologischer Risiken in Laboratorien durch regionale Maßnahmen im Bereich des 
„Outreach“ und Replikation 

2.1.1. Z i e l d e s P r o j e k t s 1 

a) Ermutigung ausgewählter Staaten oder Subregionen, Strategien für das Management biologischer Risiken (BRM- 
Strategien) in Laboratorien im Hinblick auf die biologische Sicherheit und die Laborsicherheit umzusetzen. 

b) Schaffung von Gelegenheiten für Begegnungen zwischen Ländern einer Region zwecks Austausch von vorbild­
lichen Verfahren und Erkenntnissen. Um diese Veranstaltungen in vollem Umfang zu nutzen, werden die 
nationalen Vertreter eine bedarfsorientierte Schulung erhalten, eventuell mit praktischen Übungen; 

c) Unterstützung der Länder bei der Verbreitung bewährter Verfahren und ihrer Umsetzung in deren eigenen 
Rahmen. 

2.1.2. E r w a r t e t e E r g e b n i s s e d e s P r o j e k t s 1 

a) Geschärftes Bewusstsein für die Vorteile der Umsetzung von BRM-Strategien in Laboratorien auf nationaler und 
subnationaler Ebene durch regionale Workshops. 

b) Stärkung der Kapazität und Fähigkeit der Akteure zur Einschätzung der biologischen Risiken, zur Festlegung 
und Annahme von Schadensbegrenzungsstrategien, um diese Risiken auf ein annehmbares Niveau zu reduzieren 
und die Strategien ständig zu verbessern, sowie zu einem sicheren und verantwortungsvollen Umgang mit 
Krankheitserregern; 

c) Bildung eines Pools von Ausbildern, um nationale Schulungsprogramme zu unterstützen und Schulungsmög­
lichkeiten bekannt zu machen;
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2.1.3. B e s c h r e i b u n g d e s P r o j e k t s 1 

a) Angebot von Schulungsmöglichkeiten auf regionaler Ebene: 

Eine ganze Reihe von Akteuren in der Region sollen angesprochen werden, um ihren unterschiedlichen Aus­
bildungsbedürfnissen gerecht zu werden; es werden höchstens zwei Mal verschiedene regionale Workshops für 
jeweils bis zu 50 Teilnehmern angeboten. Damit diese Gelegenheiten für ein Zusammentreffen relevanter 
Experten und Entscheidungsträger in der Region möglichst umfassend genutzt werden, sind diese Workshops 
zudem als regionales Forum gedacht, auf dem jeder Mitgliedstaat den Nachbarländern über Erfolge, Heraus­
forderungen und bewährte Verfahren berichten kann. 

b) Steigerung des Schulungsangebots auf nationaler und/oder subnationaler Ebene: 

Darüber hinaus wird im Rahmen der obengenannten Workshops ein lokaler Pool mit Ausbildern aufgebaut, der 
es ermöglicht, das Ausbildungsangebot auf nationaler und/oder subnationaler Ebene zu steigern und somit 
unterschiedliche nationale Akteure anzusprechen. Unterstützung erhalten insbesondere diejenigen Länder der 
Region, die nicht zu den Begünstigten des Projekts 2 zählen, und zwar bis zu insgesamt sieben Mal, nach 
Möglichkeit unter Beteiligung externer Sachverständiger, um die Sensibilisierung relevanter Akteure zu unter­
stützen und die vor Ort bestehende technische Kapazität zur Umsetzung des Managements biologischer Risiken 
auf zentraler, zwischengeschalteter und dezentraler Ebene zu stärken. Soweit möglich werden regionale und/ 
oder nationale Verbände im Bereich der biologischen Sicherheit einbezogen. 

Diese Tätigkeiten werden in höchstens sieben Ländern durchgeführt, die entweder individuell und in Kom­
bination für geeignet befunden wurden. 

2.2. Projekt 2: Entwicklung nationaler Laborstrategien zur Abwehr biologischer Risiken und zum Ausbau der Kernkapazitäten (ein 
Demonstrationsmodell für Staaten) 

2.2.1. Z i e l e d e s P r o j e k t s 2 

a) Mitwirkung der relevanten politischen Entscheidungsträger (einschließlich im Bereich der öffentlichen Gesund­
heit, der auswärtigen Angelegenheiten, der Tiergesundheit, der Umwelt, der Bildung und Forschung, der Justiz 
und des Handels) sowie aller Mitarbeiter von Laboratorien an der Ausarbeitung, Umsetzung und Verbesserung 
von Strategien und Maßnahmen zum Management biologischer Risiken und Vernetzung dieser Akteure unter­
einander sowie Förderung der Entwicklung einer von Transparenz und Rechenschaftspflicht geprägten Kultur im 
Bereich der biologischen Sicherheit; 

b) Unterstützung ausgewählter Länder bei der besseren Ausstattung ihrer wichtigsten öffentlichen Gesundheits­
labors mit Ausrüstung und Materialien, die unerlässlich sind, um sichere und zuverlässige Diagnosekapazitäten 
zu gewährleisten; verstärkter Aufbau von spezifischen Kernkapazitäten im Rahmen der IGV mit besonderem 
Schwerpunkt auf Laboratorien und Eingangsorten; 

c) Schärfung des Bewusstseins auf nationaler Ebene für international vereinbarte relevante normative Dokumente, 
und zwar für die Workshop-Vereinbarung ISO 15793:2011 des Europäischen Komitees für Normung (CEN) 
über das Bio-Risikomanagement in Laboratorien, ISO 15189:2007 (Medizinische Laboratorien — Besondere 
Anforderungen an die Qualität und Kompetenz), ISO 15190:2003 (Medizinische Laboratorien — Sicherheits­
anforderungen), ISO/IEC 17025:2005 (Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrier­
laboratorien), ISO 9001:2008 (Qualitätsmanagementsysteme — Anforderungen), sowie ISO 14001:2004 (Um­
weltmanagementsysteme — Anforderungen mit Anleitung zur Anwendung), wobei die nationalen Entschei­
dungsträger im Bereich Gesundheitspolitik sowie die Leiter und das Personal von Laboratorien eingebunden und 
angehalten werden, sich einer von Transparenz und Rechenschaftspflicht geprägten Kultur der biologischen 
Sicherheit und der Laborqualität zu verschreiben; 

d) Stärkung der sektorenübergreifenden Zusammenarbeit und Vernetzung, indem versucht wird, eine Vielzahl von 
Akteuren und Behörden auf nationaler Ebene, einschließlich der Ministerien für Gesundheit, für Bildung, für 
Wissenschaft und Forschung, für Landwirtschaft, für Verkehr, für Inneres und für Auswärtige Angelegenheiten 
sowie die Zollbehörden einzubeziehen; 

e) Bereitstellung und Hilfe bei der Ausarbeitung von Instrumenten und geeigneten Leitlinien zur Förderung des 
Managements von biologischen Risikosystemen; 

2.2.2. E r w a r t e t e E r g e b n i s s e d e s P r o j e k t s 2 

a) Angebot an unterschiedlichen Schulungsmöglichkeiten, das den ermittelten Prioritäten und Bedürfnissen jedes 
nationalen Akteurs entspricht; 

b) Stärkung der Kapazität und der Fähigkeit in Bezug auf das Management biologischer Risiken zwecks Minimie­
rung dieser Art von Risiken; 

c) umfassendere Sensibilisierung der nationalen Akteure und betroffenen Behörden, die einen proaktiven Dialog 
über Fragen der Sicherheit gefährlicher biologischer Agenzien und Toxine in Laboratorien und anderen Ein­
richtungen führen; Verbesserung des Verständnisses und Stärkung des Vertrauens zwischen den nationalen 
Akteuren, um einen sektorenübergreifenden und umfassenden Ansatz für das Management biologischer Risiken 
zu ermöglichen; 

d) umfassendere Standardisierung und Verfügbarkeit einschlägiger Instrumente und Leitlinien, so dass geeignete 
Risikominimierungsmaßnahmen eingeführt und kontinuierlich in ihrer Wirksamkeit verbessert werden können;
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e) Unterstützung beim Ausbau spezifischer Kernkapazitäten im Einklang mit den IGV; 

f) Prüfung, Erörterung und Entwicklung nationaler Politiken und Strategien; 

g) Erwägung und Vornahme struktureller und organisatorischer Verbesserungen in dem Bestreben, die festgelegte 
Strategie nachhaltig umzusetzen; 

h) Physische Eindämmung biologischer Gefahren, unterstützt durch die Bereitstellung der erforderlichen Ausrüs­
tung und den Ausbau der festgestellten wichtigsten Einrichtung; 

i) Austausch bewährter Verfahren unter gleichgestellten nationalen Instanzen auf unterschiedlichen Ebenen und 
Vernetzung der Laboratorien durch Veranstaltung von Treffen und Outreach-Tätigkeiten; 

j) Entwicklung der erforderlichen Instrumente, die zur wirksamen Umsetzung des Projekts beitragen können. 

2.2.3. B e s c h r e i b u n g d e s P r o j e k t s 2 

Im Hinblick auf das Erreichen der unter Nummer 2.2.1. dargelegten Ziele wird das Projekt über einen Zeitraum 
von zwei Jahren umgesetzt und wird sich auf ein langfristiges Engagement der begünstigten Länder, der Union und 
der WHO stützen. Die Umsetzung des Projekts erfolgt in zwei Phasen wie folgt: 

a) Vorbereitungsphase 

Die Gemeinsame Aktion 2008/307/GASP ermöglichte es der WHO, den in bestimmten Ländern, einschließlich 
Indonesien, bestehenden Bedarf in Bezug auf das Management biologischer Risiken einzuschätzen und fest­
zustellen, ob in diesen Ländern die Bereitschaft besteht, sich politisch und technisch unzweideutig für ein 
gemeinsames Projekt zu engagieren, das auf die Stärkung des Managements biologischer Risiken auf nationaler 
Ebene abzielt. In weiteren Diskussionen mit der Union und der (den) betroffenen Regierung(en) sollen bis zu 
zwei Länder benannt werden — möglicherweise in Verbindung mit einer kleinen Gruppe von Nachbarländern 
—, die Nutzen aus dem Projekt 2 ziehen könnten, wobei regionalen technischen Bedürfnissen und rasch 
zunehmenden Kapazitäten einzelner Länder im Bereich biologische Diagnose- und Forschung und insbesondere 
dem nationalen Engagement in Abstimmung mit anderen Bestrebungen der Union und der WHO Rechnung 
getragen wird. Es wird die Möglichkeit erwogen, ausgewählten Personen im Ausland eine Schulungsmöglichkeit 
zu bieten und diese Personen mit international vereinbarten Kompetenzen auszustatten und sie somit in die 
Lage zu versetzen, in dem (den) Land (Ländern) als für die biologische Sicherheit zuständige Beamte tätig zu 
werden, so dass das Programm nachhaltiger gestaltet werden kann. 

Zum Abschluss dieses Vorbereitungsprozesses werden die Union, die WHO und die ausgewählten Länder eine 
Vereinbarung unterzeichnen. 

b) Durchführungsphase 

In dieser Phase werden die ausgewählten Länder einen nationalen Masterplan und einen strategischen Aktions­
plan erstellen, in dem die Maßnahmen beschrieben sind, die durchzuführen sind, um das langfristige Ziel einer 
sicheren und zuverlässigeren Laborpraxis zu erreichen. Dies Pläne beinhalten den Abschluss des Koordinierungs­
plans zur Unterrichtung aller Beteiligten über den nationalen Bereitschaftsstand im Hinblick auf die Eindäm­
mung biologischer Zwischenfälle und den Beginn der Harmonisierung der Zuständigkeiten im öffentlichen 
Gesundheitswesen in Bezug auf den nationalen Bereitschaftsplan für biologische Bedrohungen und/oder Zwi­
schenfälle sowie gesundheitliche Notlagen von internationaler Tragweite (Public Health Event of International 
Concern — PHEIC) im Sinne der IGV. Die Planung sollte durch „good governance“ und Eigenverantwortung für 
die Initiative untermauert werden. 

Danach werden die Tätigkeiten und die Beschaffung von Ausrüstung und Materialien, wie geplant und von allen 
beteiligten Parteien vereinbart, durchgeführt. Dieser Beschluss bietet die erforderliche technische und finanzielle 
Hilfe, um die nationalen Akteure untereinander und mit internationalen Organisationen und anderen interes­
sierten Parteien in Kontakt zu bringen, damit ihre Aktivitäten gefördert und sie dabei unterstützt werden, 
verantwortungsvolle und aktive globale Partner in regionalen Fachgemeinschaften und internationalen Netz­
werken zu werden. 

Die WHO wird zusammen mit den ausgewählten Ländern Sachstandsberichte ausarbeiten, in denen die Um­
setzung der nationalen Pläne zur Förderung des Managements biologischer Risiken sowie die Leistungen der 
Laboratorien des Landes unter dem Gesichtspunkt der biologischen Sicherheit und aus der IGV-Perspektive 
bewertet werden; sie wird diese Berichte der Union vorlegen. 

Zum Abschluss der Durchführungsphase wird zusammen mit den Nachbarländern ein subregionaler oder 
regionaler Workshop zur Verbreitung der Ergebnisse und Erfahrungen organisiert. 

3. Dauer 

Die Dauer der Durchführung dieses Beschlusses wird auf insgesamt 24 Monate veranschlagt.
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4. Begünstigte Staaten 

Projekt 1 kommt Ländern und Subregionen zugute, die in Absprache mit der Union ermittelt wurden und in 
denen Bedarf an Aufklärung über ein verbessertes Management biologischer Risiken sowie an entsprechenden 
Strategien und Verfahren besteht, möglicherweise unter Beteiligung der BWÜ-Vertragsstaaten. 

Projekt 2 kommt Ländern zugute, die ihre nationalen Kapazitäten und Fähigkeiten mittels dieses Beschlusses 
umfassend stärken wollen; sie werden in Absprache mit der Union und den einschlägigen nationalen Behörden 
anhand ihres Engagements für die Verbesserung des Managements biologischer Risiken in Laboratorien und der 
Laborsysteme ausgewählt. 

5. Für die Durchführung der Projekte zuständige Stelle 

Die Projekte werden von der WHO in regelmäßiger Absprache mit der Union und gegebenenfalls mit Unterstüt­
zung entsprechender externer Sachverständiger verwaltet und durchgeführt. 

6. Für die Durchführung zuständige Stelle: Begründung der Wahl 

Die WHO ist die internationale Organisation, die durch Bereitstellung von Rahmen, Fachwissen und Hilfsmitteln 
ihren Mitgliedstaaten die Informationen, Anleitung und Unterstützung bietet, die sie für den Schutz der mensch­
lichen Gesundheit in und in der Umgebung von Laboratorien durch geeignetes Management biologischer Risiken 
sowie einschlägige Standards, Vorschriften und Verfahren benötigen. Das vorliegende Projekt reiht sich in das 
übergeordnete verbindliche IGV-Rechtsinstrument ein, das weltweit einen erheblichen Beitrag zum Gesundheits­
schutz leistet. Die WHO unterstützt ihre Vertragsstaaten, indem sie einen Koordinierungsrahmen für das Manage­
ment von Ereignissen bietet, die eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite darstellen könnten; 
zudem verbessert die WHO die Kapazität aller Länder zur Erkennung, Bewertung, Meldung und Bewältigung von 
Gefahren für die öffentliche Gesundheit. Die WHO hat bereits Gespräche mit potenziell begünstigten Ländern 
aufgenommen, um deren Einverständnis einzuholen. Die vorgeschlagenen Tätigkeiten gehen aus einem iterativen 
Dialog mit diesen Ländern, für den der förmliche Verfahrensweg der WHO genutzt wird, hervor und stützen sich 
auf die tatsächlichen Bedürfnisse und Prioritäten gemäß den jeweiligen nationalen Strategien Die Union ist bestrebt, 
ihre fruchtbare Zusammenarbeit mit der WHO fortzusetzen. 

7. Kofinanzierung 

Die WHO ist weder ein Geber noch eine Hilfsagentur, sondern eine Fachagentur, so dass ein Kofinanzierungs­
prozess mit externen Einrichtungen eine äußerst komplexe Angelegenheit wäre, insbesondere im Bereich des 
Gesundheitsschutzes, deren Akteure unterschiedliche Prioritäten und regionale Zielvorgaben haben. Die WHO 
wird das technische Fachwissen beisteuern und das Projektmanagement übernehmen, ist aber außerstande, Finanz­
mittel für gemeinsame Tätigkeiten in diesem Zusammenhang bereitzustellen. Allerdings werden die anderen 
begleitenden Projekte der WHO im Laborbereich als synergistisch, miteinander verbunden und sich gegenseitig 
ergänzend betrachtet werden. 

Auch wenn es keine Kofinanzierung des Projekts in der Form eines finanziellen Beitrags geben wird, so wird die 
WHO dennoch die Dienstbezüge des an der Projektdurchführung beteiligten Personals teilweise oder vollständig 
zahlen, was als Sacheinlage betrachtet werden könnte. Die Dienstbezüge des Projektbetreuers, des Verwaltungs­
assistenten und des nationalen Beraters in Bangladesch werden teilweise von der WHO getragen. Die Dienstbezüge 
des Finanzdirektors, des Koordinators, des regionalen Beraters und der ärztlichen Personals in Indonesien, My­
anmar/Birma und Nepal werden in vollem Umfang von der WHO gezahlt. 

8. Erkennbarkeit 

Die WHO ergreift geeignete Maßnahmen, um bekannt zu machen, dass beide Projekte gänzlich von der Union 
finanziert wurden. Diese Maßnahmen werden gemäß dem von der Kommission erstellten und herausgegebenen 
Communication and Visibility Manual for European Union External Actions und anderen zwischen der Kommis­
sion und der WHO vereinbarten Leitlinien durchgeführt. 

Besonderes Augenmerk wird dabei darauf gerichtet, dass die Rolle der Union als einziger Finanzierer beider 
Projekte deutlich gemacht und in der Öffentlichkeit hervorgehoben wird.
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